
„Je nach Ausgestaltung und Wortlaut des Abkommens könnten Teile der
kommunalen Daseinsvorsorge unter den Anwendungsbereich der Handels- und
Investitionspartnerschaft fallen.

Auch wenn sich das Handelsabkommen nicht direkt mit den Organisati-
onsformen und -aufgaben der öffentlichen Verwaltung befasst, können sich die
Inhalte des Abkommens indirekt auf die kommunale Organisationsfreiheit aus-
wirken. Beschränkend für die Organisationsfreiheit könnte sich beispielsweise
eine Marktzugangsverpflichtung auswirken. Diese untersagt lokale Monopole
und ausschließliche Dienstleistungserbringer. Somit würde einer Kommune zwar
nicht vorgeschrieben, wie sie die öffentliche Daseinsvorsorge zu erbringen hat.
Die Marktzugangsverpflichtung könnte jedoch dazu führen, dass ne-
ben den kommunalen auch private Unternehmen die Daseinsvorsor-
geaufgaben wahrnehmen können müssen und Rechtsformeinschrän-
kungen für die Erbringung nicht zulässig sind.

Daher ist es wichtig, sicherzustellen, dass die Bereiche der kommunalen Da-
seinsvorsorge prinzipiell nicht von einer transatlantischen Handels- und Investiti-
onspartnerschaft erfasst sind. Dies gilt ebenso für das seit Juni 2013 von der EU-
Kommission verhandelte „Abkommen zum Handel mit Dienstleistungen“ (Trade
in Services Agreement – TISA), welches nationale Dienstleistungsmärkte öffnen
soll. Die Gefährdung der Daseinsvorsorge besteht bei neuen Handelsabkommen
im Allgemeinen darin, dass sie über das geltende Recht der Welthandelsorga-
nisation, also dem „Allgemeinen Abkommen über den Handel mit Dienstleis-
tungen“ (General Agreement on Trade in Services, GATS) hinausgehen. In den
GATS-Klauseln verpflichten sich die teilnehmenden Staaten lediglich zur Libe-
ralisierung expliziter Sektoren. Für Abkommen, wie TISA und TTIP, ist
allerdings zu befürchten, dass alle Dienstleistungssektoren von den
Liberalisierungsverpflichtungen des Abkommens erfasst sind, wenn
diese nicht ausdrücklich ausgenommen werden.

Insofern begrüßen wir die Entscheidung der EU-Kommission, in einer drei-
monatigen Konsultationsphase offene Fragen zum umstrittenen Investitions-
schutz zu klären. Es besteht die Befürchtung, dass Investitionsschutzklauseln,
wie sie auch im TTIP enthalten sein dürften, mittelbare Auswirkungen auf die
Gestaltungsfreiheit der Kommunen bei der Organisation ihrer Aufgaben haben
könnten. Unternehmen wäre es im Rahmen einer Investitionsschutzklausel er-
laubt, Staaten vor nicht öffentlichen Schiedsgerichten auf entgangene Gewinne
zu verklagen.

Die Erbringung zahlreicher Aufgaben der Daseinsvorsorge durch
kommunale und öffentliche Einrichtungen hat in unserer Gesellschaft
eine lange Tradition und hat sich bewährt. Die Bürgerinnen und Bürger
vertrauen darauf, dass die Steuerung und Kontrolle der Leistungen der
Daseinsvorsorge durch demokratisch legitimierte kommunale Vertre-
tungskörperschaften erfolgt. Damit stellt die kommunale Daseinsvorsor-
ge ein wichtiges Element eines bürgernahen Europas dar, dem die EU
und die Mitgliedstaaten gleichfalls verpflichtet sind.

Die öffentliche Daseinsvorsorge darf daher insbesondere in den Be-
reichen, in denen sie wichtige Aufgaben in nicht-liberalisierten Märk-
ten wahrnimmt, keinesfalls einer Liberalisierung unterworfen werden.
Darunter fällt insbesondere die Wahrnehmung der Aufgaben in der Wasserver-
und Abwasserentsorgung. Diese Bereiche dürfen, vor dem Hintergrund des gera-
de erzielten Erfolges für die öffentliche Wasserwirtschaft in der Konzessionsver-
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gaberichtlinie der EU, nicht wiederholt angetastet werden. Dies gilt gleicherma-
ßen für die traditionell seitens der Länder und der Kommunen ge- leistete Kul-
turförderung. Der Erhalt von eigenen Einrichtungen, wie Theatern,
Museen und Bibliotheken und die Förderung von zivilgesellschaftli-
chem sowie ehrenamtlichem Engagement sind gemeinwohlerhalten-
de und wichtige Bestandteile der kommunalen Daseinsvorsorge. Die
Kommunen dürfen in der Erbringung auch dieser Aufgaben keinesfalls durch
ein Handelsabkommen eingeschränkt werden. Darüber hinaus sind insbesonde-
re auch die sozialen Daseinsvorsorgeleistungen zu nennen. Die Erbringung die-
ser Leistungen durch Kommunen und die Funktionsfähigkeit der sozialen
Sicherungssysteme sowie die kommunale Kompetenz in der Kran-
kenhausversorgung müssen weiterhin gewährleistet sein und dürfen
durch den Abschluss eines Handelsabkommens keiner Einschränkung
unterliegen.

Um die Rechts- und Planungssicherheit bei der Erbringung öffentlicher Dienst-
leistungen zu erhalten, ist es ebenso von großer Bedeutung, auch bei weltweiten
Handelsabkommen sicherzustellen, dass die kommunale Definitions- und Ge-
staltungshoheit respektiert wird, wie sie mit dem Lissabon-Vertrag garantiert
wird. Die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips – auch im Bereich von Handels-
abkommen – ist für die Erbringung von kommunaler Daseinsvorsorge unabding-
bar. Die dadurch gewährte grundsätzliche Entscheidungsfreiheit, ob und
wie eine Kommune Daseinsvorsorgeleistungen auf ihrem Hoheitsge-
biet durch einen eigenen Dienstleister erbringen will, dieses einem
Privaten überlässt oder in Form von PPP-Modellen erbringt, muss
auch innerhalb eines weltweiten Handelsabkommens gewahrt werden.

Demnach ist die deutsche Bundesregierung aufgefordert, sich in enger Ab-
stimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden gegenüber der EU-Kommission
für die Belange der Kommunen einzu- setzen und darauf hinzuwirken, dass die-
se beim Abschluss eines Handelsabkommens mit den USA – und allen
weiteren Handelsabkommen – Berücksichtigung finden. Die Organi-
sationsfreiheit der Kommunen im Bereich der Daseinsvorsorge sowie
das Recht, die Art und Weise der lokalen Daseinsvorsorge zu gestal-
ten, dürfen nicht angetastet werden.“

Beschluss des Hauptausschuss des Deutschen Städtetages aus seiner 209.
Sitzung im Februar 20141 (eigene Hervorhebungen fettgedruckt)

1http://www.staedtetag.de/imperia/md/content/dst/siteuebergreifend/2014/
beschluss_freihandelsabkommen_mit_erl%C3%A4uterungen.pdf
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